Redaltion, Verlag und Druck, 
on R. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½% Sgr. 
monatlich 12%, Sgr., 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 
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Abendblatt. Donnerſtag den 19 Dezember 


1867. 


Das Staatshaushaltsgeſetz 

für das kommende Jahr wird, wie es ſcheint, kaum noch rechtzeitig 
zu Stande kommen. Die Berathungen im Abgeordnetenhauſe ſind 
nur etwa zur Hälfte beendigt, in wenigen Tagen aber tritt eine 
Pauſe ein, welche wohl bis nach Neujahr dauern wird; es wird 
daher nicht mehr darauf gerechnet, daß der ganze Staatshaushalt 
zunächſt im Abgeordnetenhaufe und dann noch im Herrenhauſe vor 
dem 1. Januar durchberathen und feſtgeſtellt fei. 

Zwel außerordentliche Umflände haben zuſammengewirkt, um 
die rechtzeitige Erledigung diesmal zu erſchweren: während in 
Folge der vorhergehenden Reichstage - Sejfion die Berufung des 
Landtages erſt etwas ſpäter erfolgen konnte, waren andererjeits 
bei der Berathung des Gtantshanshalts zum erſten Male die Ver⸗ 
bältniffe der neuen Landestheile mit in Betracht zu ziehen und 
bierburch wurde eine eingehende Erörterung in vieler Beziehung 
geboten. — In der Voraus ſeßung, daß der Staatshaushalt nicht 
mehr rechtzeitig durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden könne, iſt nun 
vielfach darauf hingewieſen worden, daß die Regierung, um die 
Staatsausgaben leiſten zu dürfen, zunächſt eine außerordentliche 
Bewllligung für einen oder zwei Monate verlangen müſſe. — Die 
Regierung würde dieſen oder einen andern Weg zur Aufrechterhal⸗ 
tung der ſtreng verfafjungsmäßigen Ordnung gewiß gern betreten, 
wenn ſie denſelben in der That für verfafjungsmäßig halten könnte. 

Die vorgeſchlagene außerordentliche Bewilligung würde aber 
jeder Begründung durch die Verfaſſurg entbehren. 

Die Verfaſſung kennt in Artikel 99 nur einen Staats haus 
halt, der für das ganze Jahr im Voraus veranſchlagt und durch 
ein Geſetz feſtgeſtellt wird: jede andere Art der Bewilligung der 
regelmäßigen Staatsausgaben ſtände mit Artikel 99 im Widerſpruch 
und dle Reglerung könnte dleſelbe ebenſowenig verlangen, wie der 
Landtag ſie bewilligen könnte. — Dem Buchſtaben und Geiſte der 
Verfaſſung entſpricht es weit mehr, daß die vor dem Zuſtande 
kommen des Staats baushalts aus unerläßlicher Notbhwendigkelt 
gemachten Ausgaben durch die nachträgliche Genehmigung gedeckt 
werden, als daß ein ſcheinbares Staats baus haltegeſetz für einige 
Monate feſegeſtellt werde. — Der Landtag ſelbſt würde zu einer 
ſolchen Bewilligung nach der Verfaſſung ſo wenig befugt ſein, daß 
dieſelbe nur unter den Formen der Verfaſſungsänderung, mithin 
mit wiederholter Berathung nach 21 Tagen erfolgen könnte. Eine 
derartige Regelung könnte mithin auch nicht raſcher erfolgen, als 
die Feſiſtellung des vollſtändigen Staatehaushalts. — Es kommt 

daß es eln ſehr bedenklicher Vorgang wärt, die wirkliche 


umgehen, indem die 


Pflicht der ſtrengen Durchfübrung der verfaſſungsmäßigen Etats- 
Feſtſtellung vor dem 1. Januar dadurch für alle Zukunft beein- 
trächtigt werden könnte. — Wenn hiernach der in Rede ſtehende 
Ausweg unzuläſſig erſcheint, jo tritt dagegen die Frage um ſo ge⸗ 
wichtiger an alle Bethelligten beran, ob es nicht doch durchführbar 
ſein ſollte, der Forderung der Verfaſſung zu genügen. 

Das jetzige Abgeordnetenhaus bat vielfach gezeigt, daß es 
großen politiſchen Erſorderniſſen gerecht zu werden bereit iſt. Sollte 
es nicht der Verfaſſung gegenüber gerechtfertigt ſein, die weitere 
Budgetberathung mit Hintenanſetzung untergeordneter Bedenken noch 
jetzt jo zu beſchleunigen, daß die Feſtſtellung vor Neujahr eifolgen 
könnte. Die wichtigen Fragen in Betreff der neuen Landestheile 
ſind thellweiſe bereits erörtert, theilwelſe können ſie auch auf anderen 
befonderen Anlaß aufgenommen werden. — Zreilich würde die 
Durchführung der Berathung jetzt nur noch mit außergewöhnlicer 
Beſchleunigung in beiden Häufern erfolgen können. Aber es han- 
delt ſich eben um die Erfüllung einer Verfaſſungeforderung, auf 
welche bisher von allen Selten mit Recht ein überwiegender Werth 
gelegt worden iſt. (Prov.-Corr.) 


Deutſchland. 

O Berlin, 18. Dezember. Die Nachricht mehrerer Zeitungen, 
daß dle Ernennung von Geſandten des norddeutſchen 
Bundes bereits erfolgt jet, iſt voreilig. Wie auch Graf Bismarck 
im Abgeordnctenbauſe erklärt hat, wird dieſe Ernennung zwar be- 
abſichtigt, ſie iſt aber noch nicht vollzogen. Demnach kann auch 
Graf Bernſtorff in London nicht angezeigt haben, daß er vom 
1. Januar ab in der Eigenſchaft eines Vertreters des norddeutſchen 
Bundes beglaubigt fein werde. — Die franzöſiſche Reglerung ſetzt 
tbreiſelts die Bemühungen für das Zuſtandekommen einer Vor- 
Konferenz der Geſandten der Großmächte fort, obſchon man 
Nemlich allgemein der Anſicht iſt, daß eine Konferenz volftändig 
üͤberflüſſig if, nachdem Frankreich in der römiſch-italleniſchen Ange- 
legenpeit ſchon beſtimmte Entſchlüſſe gefaßt bat und nicht nur die 
n des Papſtes auftecht erbalten, ſondern auch Rom 
1 1 2, Vlechla durch ſelne Truppen beſetzt halten will. Auch 

„Limes“ (prlcht ſich wiederholt in dem letzteren Sinne aus. — 

as „Journal des Debate“ enthält einen längeren Artlkel gegen 
die Reden des Herrn Tolers über die itallenſſche und deutſche 
Angelegenhelt. In Betreff der Auelaſſungen Thlers über dle 
deutſche Frage bemerkt das Blatt: Es handle ſich nicht darum, ob 
eine franzöſiſche Armee im Stande ſein werde, das deutſche Eini- 
gungswerk zu hindern und das Aufgeben der kleineren in die grö- 
ßeren Staaten zu verhüten, ſondern darum, ob dieſe kleineren 
Staaten überbaupt beſchützt ſein wollten und ob ſie Deutſchland 
nicht mehr als Frankreich mit feinem Schutze liebten. Es ſei in 
Aller Erinnerung, welche Aufregung die Salzburger Zuſammenkunft 
in Deutſchland blos dadurch hervorgerufen habe, daß ihre Tendenz 
dem Anſcheine nach auf eine Einmiſchung in die deutſchen Ange- 
legenhelten gerichtet geweſen ſei. — Die in der Schweiz befind⸗ 
ichen bannoverſchen Flüchtlinge können, wie wir jetzt des 
ern erfahren, bis zum 1. März 1868 ſtraffrei ins Vaterland 
urückehren, inſofern fie Refroktalre, d. h. Solche find, welche ſich 


der Erfüllung der Militärdienſtpflicht entzogen haben und nicht den 
allgemeinen Strafgeſetzen oder den in Betreff der Landwehrleute 
und Reſerviſten beſtehenden ſtrafrechtlichen Beſtimmungen verfallen. 
Der preußiſche Geſandte in der Schweiz iſt angewieſen worden, 
die nöthigen Maßregeln zu treffen, damit dieſer Beſchluß der Rr- 
gierung zur Kenntnißnahme der Flüchtlinge kommt. — Es iſt oft 
die Klage geführt worden, daß die neuerworbenen -Provin- 
zen einer höheren Beſteuerung als früher unterworfen ſelen. 
Es iſt richtig, daß die direkten Steuern der neuen Landestheile, 
die früher jährlich 7,016,871 Tol. betragen, jetzt eine Erhöhung 
auf 9,093,198 Tölr. erfahren haben. Dabei muß indeſſen darauf 
dingewiejen werden, daß die kleinen Staalen dadurch bedeutende 
Koſten erſpart, daß fie Preußen überlaſſen haben, für ihre Sicher 
heit zu ſorgen. In Folge dieſer gemachten Erſparniſſe waren fie 
allerdings in der Lage, dem Lande geringere Abgaben aufzulegen. 
Dieſe Erſparniſſe wären aber mit der Bildung des norddeutſchen 
Bundes weggefallen, auch wenn ſie ſelbſtſtändige Staaten geblieben 
wären. Nach den Artikeln 60 und 62 der Verfaſſung des nord- 
deuiſchen Bundes iſt bekanntlich zur Beitreitung des Aufwandes für 
das Bundesheer ein Betrag von 225 Thlr. für je 100 Köpfe, 
mithin von 2 ½ Thlr. für 1 Kopf der Bevölkerung in Anſaß gebracht. 
Wie ſich das Verhältniß der früher für Militärzwecke verwandten 
zu den jetzt aufzubringenden Summen in den neuen Landeetheilen 
verhalten werde, wenn fie ihre Selbſtſtändigkelt noch hätten, läßt 
ſich am Beſten an Hannover, Kurheſſen und Naſſau darlegen. Bei 
denſelben beträgt das Mehr, was ſie jetzt an direkten Steuern zu 
zablen haben, 867,964 Thlr. Im letzten Jahre vor der Annexlon 
waren für milttäriſche Zwecke aufgebracht von Hannover 2,710,700 
Thlr., von Kurheſſen 1,190,280 Thir. und von Naſſau 457,994 
Thlr., zuſammen alſo 4,181,974 Tolr. Nach der Verfaſſung des 
norddeutſchen Bundes würden aber dieſe Staaten, wenn ſie ſelbſt⸗ 
ftändig geblieben wären zuſammen 7,035,343 Thir., alſo 2,847,369 
Thlr. mehr zu leiſten haben, Hannover nämlich 4,327,857 Tolr. 
Kurheſſen 1,659,008 Thlr. und Naſſau 1,048,478 Tolr. Zieht 
man von der bler angeführten Mehr Summe dle obenerwähnte 
jetzige Steuer-Erhöhung von 867,964 Thlr. ab fo haben die neuen 
Provinzen durch ihren Anſchluß an Preußen einen Gewinn von 
1,979,405 Thlr. 3 

Berlin, 19. Dezember. Se. Majeſtät der König nahm 
geſtern Vormittag die Vorträge des Pollzet⸗Präſtdenten v. Wurmb, 


des Geheimen Kablnetsraihs p. Mühler, des Geheimen Hofraths 
v. Borck entgegen, empfing uch des Herzogs von Sachſen⸗ 
Koburg⸗ Gotha und arbe arauf mit dem Miniſterpräſidenten 
Grafen Bismard. Zum Diner erſchienen im Palais die Kron- 
prinzlichen Herrſchaften und der Herzog von Sachſen-Koburg-Gotha, 
welcher ſich nach Aufhebung der Tafel verabſchiedete und Abends, 
= 7 Kronprinzen bis zum Bahnhofe geleitet, nach Koburg zu- 
rückreiſte. 


— Im 4. Gumbinner Wahlbezirk Goldap iſt der Profeſſor 
Uegidi, freilonſervativ, mit 232 Stimmen, gegen Rechtsanwalt 
Krieger (Goldap), fortſchrittlich, mit 87 Stimmen, zum Abgeord- 
neten gewählt worden. 

Berlin, 18. Dezember. (Perrenhaus.) 5. Sitzung. Präſident: 
Eberhard Graf zu Stolberg. Am Miniſtertiſch: Der Juſtizminiſter Dr. 
Leonhardt und Geh. Juſtizrath Sydow. — Die Tribünen und Logen ſind 
mäßig beſetzt, ebenſo die Plätze im Hauſe. f h 

Der Präfivent eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 20 Minuten mit den 
gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. Aus dem Abgeordnetenhauſe iſt 
der Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Einfuhr von Spielkarten und den Haudel 
mit ſolchen herübergekommen und wird mit Zustimmung des Hauſes der 
Finanz-Kommiſſion überwieſen. Die Petitions-Kommiſſion hat ſich konſti⸗ 
tuirt und iſt zum Vorſitzenden Herr v. Waldaw-⸗Steinhofel, zum Stell ⸗ 
vertreter Herr v. Brünneck, zum Schriftführer Graf Ir Dohna⸗Finkenſtein, 
zum Stellvertreter Dr. Teltampf gewählt. Die beſchloſſene Wahl der 
Kommiſſion von 20 Mitgliedern zur Vorbereitung der Geſetz⸗ Entwürfe, be. 
treffend die Einrichtung und Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen und 
die Penſtonsberechtigung der Lehrer an denſelben, hat ftattgejunden. Es 
find gewählt die Herren: v. PIÖL (Vorſ.), v. Meding (Stellv), Olders⸗ 
haufen (Schriftf.), Richtſteig (Stellv.), Dennhardt, Freiherr v. Romberg, 
Schwerdtfeger, v. Kröger, v. d. Kneſebeck, Graf Borries, Beiermann, Baſch, 
v. Brünneck, v. Waldaw⸗ Steinhöfel, Herzog von Ratibor, Haſſelbach, von 
Schönemann und drei andere Mitglieder, deren Namen unverſtändlich blie⸗ 
ben. — Vom landwirthſchaftlichen Miniſterium iſt die Zuſammenſtellung 
der Ernte⸗Ergebniſſe überſendet.— Das Haus tritt in den erſten Theil 
der Tagesordnung: Bericht der Juſtiz. Kommiſſion über den Antrag der 
Herren v. Frankenberg-Ludwigsdorf und Genoſſen, betreffend den neuen 
Geſetzentwurf einer Civil⸗Prozeß-Ordnung für das Gebiet des norddeutſchen 
Bundes. Es nimmt zuerſt das Wort der Zuftizminfter Dr. Leonhardt: 
Geſtatten Sie mir, meine Herren, daß ich über den Standpunk, welchen 
ich zu dieſer Vorlage einnehme, von vorn herein mich ausſpreche, wenn ⸗ 
gleich einſtweilen nur in beſtimmter und beſchränkter Richtung Es iſt klar, 
daß dem Antrage ein großes ſachliches Jutereſſe zu Grunde liegt; meiner⸗ 
ſeiis kann ich das um jo weniger verkennen, als äonliche und gleiche Er⸗ 
wägungen, wenn Sie wollen, für mich beſtimmend geweſen find bei ker 
Wahl meiner dienſtlichen Thätigkeit Die Ordnung der Prozedur in bür⸗ 
gerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt ein Gegenſtand von außerordeutlicher Legis⸗ 
latur-Bedeutung. Das gilt nicht blos an und für ſich, ſondern ganz be⸗ 
ſonders auch in der Richtung, daß durch dieſe Ordnung ſehr wichtige Fra⸗ 
gen, nicht allein der Juſtizverwaltung, ſondern auch der Juſtizverfaſſung 
eines Landes berührt werden. Dieſes Intereſſe tritt aber ſehr beſtimmt hervor 
für den preußiſchen Staat, aus dem Grunde, weil in den verſchiedenen Lan⸗ 
destheilen des Reiches nicht allein verſchiedene Prinzipien der Juſtizverwaltung, 
ſondern auch in weſentlichen Beziehungen eine ganz verſchiedene Juſtizver⸗ 
faſſung beſteht. Von dieſem Standpunkt aus hat es mir ſcheinen wollen, als 
wenn der Juſtizminiſter des preußiſchen Staats ſich mit der Kommiſſion, 
welche berufen iſt, eine neue Prozeßordnung für den norddeutſchen Bund 
auszuarbeiten, in nächſten Zuſammenhang ſetzen müſſe (Bravo!). Es iſt 
in dem Kreiſe dieſes hohen Pauſes vielleicht bekannt, daß ich vor verſchie⸗ 
denen Wochen durch die Wahl des Bundesrathes zum Mitgliede dieſer 
Kommiſſion ernannt worden bin. Wie Vieles nun auch dafür ſprach, meine 
Herren, daß ich aus dieſer Kommiſſion ausſchied, nachdem ich durch die 
Guade Sr. Majeſtät zum Juſtizminiſter ernannt worden bin, jo habe ich 
dennoch bei dem großen Intereſſe, welches die Regelung der bürgerlichen 
Prozeß-Ordnung hat, es für geboten erachten müſſen, von der Stellung, die 
mir angewieſen iſt, nicht zurückzutreten. (Bravo!) Meine Herren! In 
meiner langen Dienſtlaufbahn im böchften Juſtizverwaltungs⸗Dienſt habe 
ich immer dafür gehalten, daß es der Rechtspflege und dem Juſtizweſen 


eines Landes nur zum Heile gereichen könne, wenn über wichtige Fragen, 
ſowohl der Juſtiz-Verwaltung, als der Juſtiz⸗Geſetzgebung die höheren Lan⸗ 
desgerichte gehört werden. Dieſen meinen Grundſat werde ich als preußi⸗ 
ſcher Juſtizminiſtrr nicht verleugnen. (Bravo!) Ich werde das um fo 
weniger thun, als ich einerſeits das hohe Anſehen der höheren Landesgerichte 
und die in denſelben vertretenen Intelligenzen nicht angefochten ſehen möchte 
und weil ich daneben mir ſelbſtverſtändlich ſagen muß, daß mir die ge⸗ 
naueſte Kenntuiß der Rechtsanſchauung und Bedürfniſſe einer Provinz dieſes 
Landes nicht jo zu Gebote ſtehen können, als Ihnen. Demgemäß wird es 
für mich ein wahres Bedürfniß fein, mich der Anſchauungen der böberen 
Landesgerichte zu vergewiſſern und zwar ſo weit, als es ſich um die Prin⸗ 
zipien der neuen Geſetzgebung handelt. (Zuftimmung.) Meine Herren, der 
Zweck des Antrages geht dahin, daß die höheren Landesgerichte zu Gutach⸗ 
ten aufgefordert werden dann, wenn das Geſetzgebungswerk durch die Kom⸗ 
miffton abgeſchloſſen iſt. Ich meinerſeits möchte glauben, daß es in der 
Natur ddr Sache liegt, und durch die Erfahrung deſtätigt wird, daß eine 
ſolche nachträgliche Betheiligung der Gerichte an einem geſetzgeberiſchen 
Werke keine großen Folgen hat und nicht beſonders wirkſam erſcheinen kann; 
fie kann woh zur Folge haben, daß einzelne Detail -Vorſchriften abgeändert 
werden, aber es iſt ſehr ſchwer, daß nun noch eine Abänderung in den 
Grundprinzipien erfolgt. (Sehr richtig!) Und das bat auch feine großen 
Bedenken. Dieſe Prinzipien als Grundprinzigien ſind für das ganze Land 
maßgebend und es kann durch die Geſetzgebung beſtätigt werden, daß ſelbſt 
der einſichtigſte Referent in ſpäterer Zeit nicht mehr zu überſehen vermag 
die einzelnen Konſequenzen, welche er aus ſeinem Prinzip gezogen hat. Wird 
dieſes Prinzip abgeändert, ſo kann ſehr leicht, was früher ——— war, als 
Inkonſequenz erſcheinen. Hiervon ausgehend iſt es nun mein Wunſch, in einer 
wirkſamen Weiſe, wie dieſer Antrag will, den Wünſchen der Herrn Autragſteller 
nachzukommen. (Bravo!) Ich wünſche nämlich, daß die Gutachten der höhe⸗ 
ren Landesgerichte ſo zeitig eingefordert werden, daß ſie benutzt werden 
können von der Kommiſſion ſelbſt. Bei dieſer Sachlage, da die Verhält⸗ 
niſſe ſich verändert haben und gegenüber dieſer meiner Erklärung kann 
allerdings wohl die Frage aufgeworfen werden, ob denn nicht der Antra 

überhaupt jedes praktiſche Intereſſe verloren babe. Ich glaube jedoch, daß 
ich mich hierauf nicht einzulaſſen habe. (Zuſtimmung). 

Herr v. Frankenberg ⸗Ludwigsdorf: Meine Herren, der ſoeben 
beſprochene und von Ihrer Kommiſſion zur Annahme empfohlene Antrag 
ift hervorgegangen aus einer Beſorgniß, die nicht allein bei uns beſteht, 
ſondern auch ſchon tief in das Land eingedrungen war, nämlich die Beſorg⸗ 
niß, daß die Civilprozeßordnung für das Gebiet des norddeutſchen Bundes 
dem Reichstage zur Beſchlußnahme zugeſtellt werden könnte, ohne die höhe⸗ 
ren Juſtizbehoͤrden zuvor gehört zn baben. Der Antrag war daher gebo- 
ten in vollem Bewußtſein unſerer Pflicht und der Berechtigung des Haufe, 
Nach der beſtimmten Erklärung der Staatsregierung nehme ich jetzt in voller 
Zuſtimmung der beiden Herren Antragſteller den Antrag zurück. (Bravo.) 
— Hierdurch iſt der erſte Gegenſtand der Tagesordnung erledigt. Es folgt 
der zweite Gegenſtand der Tagesordnung: Bericht der Juſtiz- Komwiſſton 
über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Vereinigung eines Ober⸗ 
appellationsgerichts mit dem Obertribunal. Die Kommiſſton beantragt, 
„das Herrenhaus wolle beſchließen, dem Geſetzentwurf für jetzt eine Zu⸗ 
ſtimmung noch zu verſagen, event. denſelben mit den im Berichte vorzu⸗ 
ſchlagenden 1 anzunehmen“. — Es liegen hierzu folgende An⸗ 

ä a) TEN von 8 8.3 i Vor- 
eich u Wr Ber ne ene) bis- Wer neh bn 
zufügen: „Ueberall, wofür das Obertribunal bisher vorgeſchrieben war, daß 
zur Abfaſſung gültiger Beſchlüſſe die Anweſenheit von wenigſtens 7 Mit⸗ 
gliedern einſchließlich des Vorſitzenden, erforderlich ſei, tritt ſtatt deſſen die 
Vorſchrift ein: Die Entſcheidung erfolgt durch ſieben Mitglieder ein- 
ſchließlich des Vorſitzenden.“ 2. von Herrn Bloͤmer: Nach den Worten 
des Eingangs „Unſerer Monarchie“ hinzuzufügen: „mit Ausſchluß des Be⸗ 
zirks des Appellationsgerichtsbofes zu Köln“. Zu $. 1 des Geſetzes anſtatt 
der Regierungsvorlage zu fegen: „die in den neuerworbenen Landestheilen 
nach den dort beſtehenden Beſtimmungen verlangte Befähigung, ein Richter⸗ 
amt zu bekleiden, genügt zur Anſtellung als Richter, Rechtsanwalt, Notar 
und Beamter der Staatsanwaltſchaſt auch in den älteren Provinzen, mit 
Ausſchluß des Bezirks des Appellations⸗Gerichtshofes zu Köln. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung findet jedoch nur auf ſolche Perſonen Anwendung, welche bereits 
in den Juſtizdienſt eingetreten find, oder in denſelben bis zum 1. April 
1869 eintreten werden.“ 3. Von Hrn Dernburg: „§. 5 der Kommiſſions⸗ 
vorſchläge zu faſſen: „Die Präfiventen des Ober-Appellations-Gerichts wer⸗ 
den als Vicepräſidenten, die Näthe als Ober⸗Tribunalsräthe in das Ober⸗ 
Tribunal eintreten. Die Anciennität in dem Obertribunal beſtimmt ſich 
nach dem Datum der Beſtallungen der Räthe für das höchſte Landesgericht, 
dem ſie zuletzt angehört haben. Die Gehalte ſämmtlicher Obertribunals⸗ 
räthe werden fortan auf den bisherigen Maximalgehalt geſetzt.“ 

Ref. Dr. v. Daniels befürwortet den prinzipaliter von der Kom⸗ 
miſſion geſtellten Antrag auf Ablehnung der Vorlage und hält dieſen An⸗ 
trag um jo empfehlenswerther, als ein großer Theil der Kommiſſion 
aus Mitgliedern des Obertribnals beſtanden habe. Er wiederholt ſodann 
die im Kommiſſionsbericht enthaltenen Gründe für dieſen Antrag. Das 
Obertribunal ſei ſchon nach ſeiner gegenwärtigen Verfaſſung fein wirklicher 
einheitlicher Gerichtskörper. — Die Vereinigung in der beabſichtigten Weiſe 
würde eine erhebliche Veränderung des Obertribunals und eine veränderte 
Eintheilung der Geſchäfte nach ſich ziehen. Hierzu ſei der Zeitpunkt unge⸗ 
eignet, da durch die in Vorbereitung begriffenen neuen Geſetze über Civil⸗ 
prozeßordnung ꝛc. doch eine theilweiſe veränderte Organiſation der Juſtiz⸗ 
verwaltung ꝛc. herbeigeführt werden müſſe. Man müſſe die berechtigten 
Eigenthümlichkeiten der neuerworbenen Länder ſchonen und ferner jei es 
nothig, daß den Mitgliedern des Obertribunals, bevor ihnen die oberfte 
Rechtſprechung über die neuen Landestheile anvertraut wird, Zeit und Ge⸗ 
legenheit gegeben werde, ſich erſt mit der dortigen Geſetzgebung ꝛc. näher 
bekannt zu machen. — Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Es heißt in dem 
$. 92 der Verfaſſungsurkunde: es ſolle in Preußen nur ein oberſter Ge⸗ 
richtshof beſtehen. Um dieſem Grundſatze der Verfaſſung zu genügen, ſind 
große Gerichtshöfe von Landestheilen geſunken, welche während eines hun⸗ 
dertjährigen Beſtehens zu Ruhm und Anſehen gediehen waren. Man 
kann moglicher Weiſe in Zweifel darüber fein, ob die Vereinigung der 
oberſten Gerichtshöfe, welche an Stelle der oberſten Gerichtshöfe der neuen 
Landestheile getreten find, ich ſage ob die Errichtung dieſes oberſten Ge⸗ 
richtshofes vom Standpunkt der reinen Juſtiz aus gerechtfertigt war. Allein 
in der Errichtung dieſes oberſten Gerichtshofes in Berlin für die neu er⸗ 
worbenen Landestheile iſt jedeufalls ein großer politiſcher Akt enthalten, 
und dieſer Alt kann nicht mehr ungeſchehen gemacht werden. Es beſtehen 
jetzt nebeneinander zwei oberſte Gerichtshöfe, das Obertribunal und das 
Oberappellationsgericht; die Verfaſſung fordert die Vereinigung dieſer beiden 
Gerichtshöfe. Aber, meine Herren, es iſt nicht bloß das Wort. welches in 
dem Art. 92 der Berfaſſungsurkande geſchrieben ſteht, welches die Vereini⸗ 
gung erfordert, vielmehr auch ganz entſchieden der Gedanke, welcher dieſem 
Worte zu Grunde liegt. Das iſt aber die durch die Staatseinheit gefor⸗ 
derte Rechtseinheit, Einheit in der Rechtspflege. Es kaun nicht geduldet 
werden in dieſem hohen Intereſſe, daß Rechtsfragen von verſchiedenen 
oberſten Gerichtshoͤfen verſchieden beurtheilt werden, und geradezu wider⸗ 
wärtig würde es erſcheinen, wenn derartige verſchiedene Rechtsſprüche er⸗ 
gingen aus einem und demſelben Gebäude, ja aus einem und demſelben 
Sitzungsſaale eines und deſſelben Hauſes. (Herr v. Bernuth: Sehr wahr!) 
Meine Herren! Bei unbefangener Betrachtung der Verhältniſſe ift das aller- 
dings nicht zu verkennen, daß diejenigen Gründe, welche die Juſtizkommiſſion 
dieſes hohen Hauſes veranlaßt haben, zu beantragen, den Gejegentwurf 
einſtweilen abzulehnen, daß dieſe Gründe von Gewicht find. Aber fie find 


meiner Ueberzeugung nach nicht von einem fo entſchiedenen Gewicht, daß 
dadurch die Ablehnung des Geſetzentwurſes, wenn auch nur einſtweilen, ge⸗ 
rechtfertigt werden könnte. Ich glaube, die Sachlage iſt ſo, daß nur aus 
Gründen, welche ganz unüberwindlich wären, die Erfüllung der Verfaſſungs⸗ 
vorſchrift zur Zeit hintangeſetzt werden könnte. Ich ſage alſo, ich vermag 
das Gewicht der Gründe, welche zur Motivirung des Ablehnungsantrages 
angeführt worden ſind, nicht zu verkennen, ich erkenne vielmehr ihr Ge⸗ 
wicht in der Richtung an, daß durch dieſelben dargelegt wird, eine an ſich 
allerdings erwünſchte, vollſtändige innere Vereinigung der beiden Gerichts⸗ 
böfe ſei unthunlich. Die Anträge der Juſtizkommiſſion dieſes hohen Hau⸗ 
ſes bewegen ſich jedoch in Extremen. Die Motive ſollen zuvörderſt recht⸗ 
fertigen die Ablehnung des Geſetzes; wenn aber dieſer Antrag den Bei⸗ 
fall des hohen Hauſes wicht finden ſoll, fo gehen die Anträge auf eine 


vollſtändige innere Vereinigung der beiden Gerichtshöfe. Ich glaube, 


daß von dem Herren Präſidenten angeordnet iſt, die 88, 1 und 2 
des Geſetzes bereits mit in die Diskuſſton hineinzuziehen. Unter 
dieſer ur | würde ich das Folgende hinzuzufetzen haben. 
Es liegt der Gedanke ſehr nahe, daß im Laufe der Zeit daran gedacht 
werden muß, eine Reorganiſation des Obertribunals eintreten zu laſſen. 


Dieſer Zeitpunkt wird jedoch erſt gekommen ſein, wenn die bürgerliche Pro⸗ 


zeßordnung ins Leben tritt. Denn die bürgerliche Prozeßordnüng wird in 
Betreff der Regelung der mittleren Rechksinſtanzen die allergrößte Ein⸗ 
wirkung auf die Geſchäfte des Obertribunals ausüben. Vor dieſem Zeit⸗ 
punkt an eine eigentliche Reorganiſation des Obertribunals zu denken, 
würde mir recht bedenklich erſcheinen, weil dann eine zweite Regelung der 
Verhältniſſe erforderlich werden könnte, wenn eben der gedachte Zeitpunkt 
eintritt. Ich muß uun allerdings anerkennen, daß es der Endzweck und 
das Beſtreben bei der definitiven Regelung der Verhältniſſe des Obertri⸗ 
bunals ſein wird und ſein muß, eine Vertheilung der Geſchäfte nach Ma⸗ 
terien vorzunehmen, ohne Rückſicht auf die Verſchiedenheiten der Provinzen, 
ohne Rückſicht ſowohl auf die Provinzen, welche neu eingetreten ſind, als 
auch auf die Rheinlande. Die Rheinlande haben in dieſer Beziehung keine 
andere Stellung zu dem Ganzen, wie die neu vereinigten Provinzen; der 
allgemeine Rechts⸗Partikularismus wird weder der einen noch der anderen 
Provinz gegenüber gerechtfertigt erſcheinen. Zur Zeit ſtehen allerdings einer 
Durchführung dieſes Gedankens nicht unerhebliche Schwierigkeiten gegenüber, 
und die liegen allerdings in der Verſchiedeuheit der Prozedur im bürger- 
lichen Recht; aber eine Regelung dieſer Verhältniſſe, die muß man für eine 
künftige Zeit ins Auge faſſen. Bis dahin nun aber, m. H., ſcheint es mir 
doch dringend geboten zu ſein, Rückſichten zu nehmen auf die neuen Ver⸗ 
hältniſſe, und eine ſolche Rückſichtnahme, die muß dahin führen, dasjenige 
eintreten zu laſſen, was der Entwurf beabſichtigt und was die Motive näher 
Busse Ich kann nicht ſagen, daß der 8 2 in ſeiner Faſſung meinen 
Wünſchen ſehr entſpricht, ich glaube jedoch, daß damit auszukommen ſein 
wird. Die Motive gehen nämlich davon aus, die Geſchäfte des Ober⸗ 
appellationsgerichtes, ſo weit ſie angemeſſen dem Obertribunal beigelegt 
werden können, ihm auch beizulegen. So ſollen Straf- und Disziplinar⸗ 
ſachen von einem und demſelben Senate des Obertribunals geregelt wer⸗ 
den. Dagegen machen beſondere Schwierigkeiten die Zivilſachen. Aller⸗ 
diugs ſind unter dieſen Zivilſachen auch ſolche, bei denen die Grund⸗ 
lage ganz oder doch größtentheils den alten und den neuen Provinzen 
gemeinſam iſt. Bei dieſer Gattung von Sachen liegt kein beſonderes Be⸗ 
denken vor. Aber inſoweit gemeines Recht in Frage kommt, welches ſtark 
durchflochten iſt vom provinzialen Recht, iſt es zur Zeit dringend geboten, 
die Sachen einem beſtimmten Senate, welcher mit Mitgliedern des Ober⸗ 
appellationsgerichts beſetzt iſt, zu überweiſen. Wenn man das nicht an⸗ 
nehmen wollte, meine Herren, ſo würde das mit Nothwendigkeit dahin 
führen, daß das Provinzialrecht der Landestheile überhaupt nicht vertreten 
wäre. Denn in dem Oberappellationsgericht find nicht jo viele Mitglieder 
aus den einzelnen Provinzen, daß ſie ausreichen für die Zivilſenate des 
Obertribunals. Aus Naſſau ſtammen nur zwei Mitglieder, aus Schleswig 
Holſtein nur ein einziges. Nun frage ich, wie könne denn nun im Ober⸗ 
tribunal das ſchleswigſche Recht vertreten werden durch dieſe eine Perſon? 
e 

enheit d echts in leswig. laube alſo, daß die Rückſicht au 
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lange, von einer vollſtändigen innern Verſchmelzung dieſer Senate abzu- 
ſehen. Die Motive wollen dem Juſtizminiſter das Recht gewähren, in 
einen beſonderen Senat die Mitglieder aus deu neuen Landestheilen zu 
ſetzen und dieſen dasjenige gemeine Recht zu überweiſen, welches mit dem 
Recht der alten Landestheile einen gemeinſchaftlichen Grund nicht hat, 
während dagegen Straf⸗ und Disziplinarſachen und einzelne Kategorien 
von anderen Jieilſachen nubedingt den übrigen Senaten des Obertribunals 
ſollen überwiejen werden. Meine Herren! Wenn einige Zeit vergeht, fo 
werden die Verhältniſſe ſich geänderk haben, es werden namentlich diejenigen 
Mitglieder des Senates, welche dem Oberappellationsgericht angehört und 
nun in dem neuen Zivilſenat Sitz und Stimme haben, Gelegenheit gehabt 
haben, das Provinzialrecht in den übrigen Landestheilen kennen zu lernen, 
und werden dann in die Fachſenate des Obertritunals eintreten können. 
In der Zwiſchenzeit wird aber auch Sorze getragen werden konnen, 
daß das Provinzialrecht zu einer größeren Verbreitung gelaugt, als 
es jetzt der Fall iſt. In dieſer Beziehung liegen die Verhältniſſe ſehr 
ſchwierig, weil tüchtige Bearbeitungen des Provinzialrechtes nicht exiſtiren, 
wenigſtens nicht in ausreichender Weiſe. So wird nach nicht langer Zeit 
jeventale die erwünſchte vollſtändige innere Verſchmelzung eintreten konnen. 
Das aber, was wir heute in Anſpruch nehmen, iſt nur eine abweichende 
Auordnung in Betreff derjenigen Civilſachen, welche mit den Civilſachen 
der alten Provinzen eine gemeinſchaftliche Grundlage nicht haben. — (Den 
weiteren Verlauf der Debatte werden wir im Morgenblatt mittheilen. Den 
Schluß der Sitzung bildete die namentliche Abſtimmung, bei welcher das 
Geſetz mit 42 gegen 33 Stimmen abgelehnt wird.) 

Berlin, 18. Dezbr. (Haus der Abgeordneten.) 19. Sitzung. 
(Schluß.) Ueber die Wahl des Abg. Hermes in Straßburg (Weſtpreußen) 
entſpinnt ſich eine ſehr lange Diskuſſton. Auch hier handelt es ſich um 
eng ir bei der Wahl von Wahlmännern. Abg. v. Waligorski 
beantragt Kafjation der Wahl des Herrn Hermes und Ueberweiſung des 
Wahlvorſtehers an das Gericht zur Unterſuchung. — Abg. Heiſe ſchlägt die 
Beanſtandung der Wahl vor bis zur näheren Prüfung angeführter Uuregel⸗ 
mäßigkeiten. Dieſer Antrag wird nach einer ſehr langen Debatte ange⸗ 
nommen, desgleichen die von der anden beantragte Kaſſtrung der Wahl⸗ 
männer. Für den Antrag Heife ſtimmen die Fortſchrittspartei und die Po⸗ 
len, gegen ihn die Nationalliberalen. 

f Um 3%, Uhr tritt Abg. Graf Bethuſy⸗Huc auf die Tribüne, um über 
die Wahl der Abgg. Dodillet und v. Lyncker zu reſeriren. (Zahlreiche 
Stimmen: Vertagen !) — Abg. v. Bockum⸗Dolffs beantragt dringend die 
Vertagung mit Rückſicht auf die Arbeiten, die den Kommiſſtonen heute 
Abend noch obliegen. — Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Das Wort iſt mir 
bereits ertheilt, es iſt mein Recht, davon Gebrauch zu machen und ich be⸗ 
harre auf dieſem Recht. (Murren und Widerſpruch.) Welchen Gebrauch 
ich davon mache, ift eine andere Frage. — Abg. von Hennig erinnert den 
Bicepräfidenten v. Köller, der gerade den Vorſitz und den Antrag auf Ber⸗ 
tagung bereits zur Abſtimmung geftellt hat, au den alten Brauch der Prä⸗ 
ſidenten des Hauſes, die Vertagung, wenn fie von Vielen gewünſcht wird, 
jedesmal eintreten zu laſſen. — Herr von Köller erwiedert darauf, daß er 
bereits in der Abſtimmung ſei. — Ein anderer Abgeordneter ſpringt ihm 
durch die Bemerkung bei, daß Präſident von Forckenbeck die Dauer der 
Sitzungen bis auf 4 Uhr angeſetzt habe und es ſei doch erſt 3½ Uhr. — 
Aber Abg. v. Vincke (Minden) entgegnet, daß dieſe Anordnung ſich nur 
auf Budgetberathungen bezogen habe, und daß es doch bedenklich ſei, um 
4 Uhr mitten in dem Referat über Dodillets Wahl abzubrechen. — Abg. 
Lasker räth, den Vertagungsantrag ſo zu bebandeln, wie jeden anderen, 
durch Abſtimmung und im Falle des Zweifels durch Zählung. — Der 
Vicepräſident läßt auch abſtimmen, erklärt aber die Abſtimmung für zweifel 
haft und fährt nunmehr trotz Lasker in der Diskuſſion fort. — Abg. Graf 
Bethuſy⸗Hue berichtet nun über die Wahl des Landraths Dodillet in dritten 
Gumbinner Wahlbezirk. Die Wahlakten find überreich an Unregelmäßig. 
keiten, die der Referent unter großer Heiterkeit vorträgt; aber ein Brief 
des Landraths an einen Ortsvorſtand, den er im Namen der K. Regierung 
mit ſtrenger Beſtrafung dafür bedroht, daß er eine Verſammlung der Fort» 
ſchrittspartei in feinem Haufe zugelaſſen, und den Referent vorlieſt, ruft 
lebhafte Zeichen der Entrüſtung Seitens der Linken hervor (Pfui!), welche 
die Rechte durch ihren Beifall auszugleichen ſucht. (Einzelne Stimmen: 
die Unterſchrift!) Referent: Der Landrath Dodillet, (Lebhafter Zuruf 


links.) In einem anderen Schreiben, das den Akten beiliegt, iſt von einem 
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Orte die Rede, in dem noch nie ein konſervativer Wahlmann „erzeugt“ 
worden = (Große Heiterkeit.) — Die Burg: der Abtheilung gehen da⸗ 
hin, die Wahlen der Abgg. Dodillet und v. 315 zu beanſtanden und 
die zahlreichen, zur Sprache gekommenen Unregelmäßigleiten der Regierung 
zur Unterſuchung zu überweiſen. 

Präſident v. Forcken beck übernimmt wieder den Vorſitz und nun⸗ 
mehr beſchließt das Haus die Vertagung. Die letzte Wahlprüfung, die 
unterbrochen iſt, wird der erſte Gegenſtand der Tagesordnung der nächſten 
Schl A. 10 Uhr) fein, ihr folgt die Nothſtands-⸗Vorlage. — 

Königsberg i. Pr., 18. Dezember. Bel der heute flatt- 
gefundenen Nachwahl eines Abgeordneten zum norddeutſchen Reichs⸗ 
tage wurde General Vogel v. Falckenſtein mit 5911 Stimmen 
wiedergewählt. Frhr. v. Hoverbeck erhielt 4832 Stimmen. Die 
Bethelligung bei der Wahl war gering. 

Bremen, 17. Dezember. Die erſte deutſche Nordſte-Fiſcherel⸗ 
Geſellſchaft hat zu den 14 Schiffen, mit denen fie ſeit Kurzem 
den Fang betreibt, noch zwei weitere neugebaute angekauft, und 
außerdem beſchloſſen, zwel elſerne Kutter in Bau zu geben. 

Augsburg, 18. Dezember. Der Verkehr auf der Bremer 
Bahn iſt wieder offen. Der Schaden, welchen die Linie durch den 
Sturz der Lavine erlitten hat, iſt nicht von Bedeutung. 

Stuttgart, 18. Dezember. In der heutigen Sitzung der 
Abgrordnetenkammer brachte die Reglerung den Geſetzentwurf, ber 
treffend die Wahlen zum Zollparlament, ein. Es wird auf je 
100,000 Einwohner ein Abgeordneter gewählt. Die Wahlkreiſe 
zerfallen wieder in kleinere Wahlbezirke. 


Auslaud. 

Wien, 18. Dezember. Der Juſtizminſſter hat im Reichs- 
rath den Entwurf zu einer neuen Civilprozeß-Ordnung und Kon- 
kursordnung eingebracht; auch kündigte er an, daß der Kalſer den 
btabſichtigten Univerfitätsebau in Wien genehmige. 

Wien, 18. Dezember. Die „Debatte“ berichtet, daß die 
Frage der Bildung des clolatheinſſchen Miniſteriums in ein neues 
Stadlum geireten if, indem Fürſt Auerſperg die Bildung des Mi- 
nifteriums ablehnte, dazu veranlaßt durch die Weigerung des Dr. 
Herbſt, in das Kabinet einzutreten. Dr. Glskra, welcher jetzt mit 
der Bildung des neuen Kabinets betraut iſt, verhandelt darüber 
mit Hasner, Dr. Waſer, Berger und Breſtl. Glskra ſoll Präſident 
des Kablnets und Mlaiſter der Landesvertheldigung werden. Graf 
Taafe bleibt Miniſter des Innern. In Abgeordnetenkrelſen wird 
Baron Sennpeß als zukünftiger Reſchsſinanzminſſter bezeichnet. — 
Dem „Tagblatt“ zufolge hat Mouſtier den Geſandten eröffnet, daß 
die franzoͤſiſche Reglerung die Verhandlungen wegen des Zuſammen⸗ 
tiitts der Konferenz nicht fortzuſetzen gedenkt. 

Peſth, 17. Dezember. In der heutigen Unterhausfigung 
wurde das Zoll- und Handelevertraggeſetz angenommen. 

Haag, 17. Dezember. Die Sektionen der erſten Kammer 
haben beſchloſſen, den Antrag zu ſtellen, den provlſoriſchen Kredit 
pure und ohne Diskuſſion zu bewilligen. Man hofft dadurch die 
Beendigung der Miniſterkriſts zu beſchleunigen. 

Paris, 18. Dezember. Der „Moniteur“ veröffentlicht ein 
vom Polizetpräfekten an die Pollzelkommiſſarten von Paris erlaſſenes 
Zirkular. Daſſelbe widerlegt die von den Journalen aufgeſtellte 


ſammenrottungen, welche die oͤffentliche Ruhe ſtören ꝛt., vorzuneh⸗ 
men. Der Präfekt bringt in Erinnerung, daß die Kommiſſarien 
das Recht hätten, jede Perſon, welche die öffentliche Ruhe ſtöre, 
feſtzunehmen und vor die Behörde zu führen. — Der „Eonftitu- 
tionel“ veröffentlicht einen von Limaprac unterzeichneten Artikel, 
worin die Nützlichkeit einer Konferenz ſowohl nach wie vor der 
am 5. Dezember vom Staatsminiſter Rouher im Corps législatif 
abgegebenen Erklärung nachgewieſen wird: „Europa werde nie an- 
gerufen werden, einen legitimen Souverain zu entthronen, noch die 
Einigkeit Italtens zu vernichten. Die Sachlage iſt nicht verändert. 
Die Miſſion der Konferenz ſei, nicht eine Verſöhnung herbe izu⸗ 
führen, ſondern cinen modus vivendi feſtzuſtelen. Der Papſt und 
der König Viltor Emanuel dürften dem Wunſche ganz Europas 
wlllfahren. Wenn das Unternehmen der Regierung, deſſen Zweck 
in der Verſöhaung der Intereſſen Itallens mit denen des Katho- 
lizismus und in der Verhinderung bedauerlicher Konflikte und ge- 
fährlicher Verwirrungen beſteht, mißlinge, ſo habe ſie mindeſtens 
ihre Pflicht gethan.“ 

Paris, 18. Dezember. Der „Abend- Moniteur“ konſtatlit 
in ſeiner Wochenrundſchau, indem er die jüngſte Diekuſſion in der 
italleniſchen Kammer beſpricht, die große Ruhe der Mehrheit in 
deiſelben und hofft demzufolge, daß Italten, feine Jutereſſen und 
Pflichten begreifend, die eingegangenen Verbindlichkeiten achten und 
ſeine Kräfte der Entwickelung des Wohlſtandes wirmen werde. — 
„France“ jagt: Das Anerbleten einer ktalleniſchen Alllanz bat weder 
in Berlin noch in Petersburg einen Erfolg gehabt. Italten gründe 
gegenwärtig gewiſſe Hoffnungen auf die bevorſtehende Ankunft Ig⸗ 
natleffs, welcher, wie man ſagt, eine beſtimmtere Politik in dea 
Beziehungen Rußlands zu den auswärtigen Mächten repräſentire. 

— Die „Liberté“ meldet: „Es ſcheint, daß der Peterepfennig 
in der letzten Zeit hinreichende Summen eingebracht hat, ſo daß 
man in Rom damit prahlen kann, die päpſtliche Armee auf 20,000 
Mann bringen zu wollen. 

Florenz, 17. Dezember. Die Nachricht einer bevorſtehenden 
Zuſammenkunft des Königs Viktor Emanuel mit dem Prinzen Na- 
poleon in Monza gewinnt an Konſiſtenz. 

Rom, 14. Dezember. Im Laufe dieſer Woche ſollte eine 
franzoͤſiſche Brigade von Civita-Vecchla hlerher zurückkebren, und 
ſelbſt der heilige Vater hatte geſprächewelſe dieſe Eventualltät an- 
gedeutet, doch ſcheint den franzöſiſchen Truppen ein Gegenbefehl 
zugegangen zu fein und fie baben ſogar Viterbo geräumt, welches 
fe noch beſetzt hielten und find jetzt bel Cipita- Vecchia 6500 Mann 
ſtark lonzentrütt. General Fatlly if noch immer in diefer Stadt. 
Man wird in der Umgegend ein Lager errichten, um die Mann- 
ſchaften unterzubringen, da die Kaſernen Civiia -Veechla's für jo 
vitle Beute ktinen Raum bieten. Auch an den Feſtungswerken des 
genannten Platzes wird ſehr eifrig gearbeltet, und der Plan dleſer 
Neubauten geht dahin, die Feſtung gegen jeden Hantfterih ſicher 
zu ſtellen und cs feloft einer kleinen Garniſon zu ermöglichen, ſich 
bis zum Eintreffen von Unterſtützungen aus Toulon zu halten. 

Liſſabon, 17. Dezember. Der kürzlich zum hleſigen bel⸗ 
giſchen Geſandten ernannte Baron D’Anetth ift vom Könige beute 
in elner Privataudienz Behufs Uleberteichung feiner Akkreditive em 
pfangen worden. 


London, 18. Dezember. Die offizielle „Gazette“ meldet 


die Ernennung Sir Charles Auguſtus Murray, bisher britiſcher 


Geſandter in Kopenhagen, zu demſelben Poſten in Liſſabon. In 


Kopenhagen wird derſelbe durch Sir Charles L'Wyke erſetzt. — 


Die Paciſic-Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft wird in Folge eines mit 
der engliſchen Reglerung abgeſchloſſenen Vertrages eine direkte Dam⸗ 
pferlinie zwiſchen Liverpool und Valparalſo via Magellanſtraße, 
Montevideo und Rio de Janeiro errichten. Die Dampfer werden 
auch franzöſiſche Häfen anlaufen. 

— „Times“ melden, daß am 6. November in Montevideo ein 
furchtbarer Orkan ſtattgefunden hat. 

Petertbueg, 18. Dezember. Das „Journal de St. Pe- 
tersbourg“ meldet: Die Kaiſerlichen Botſchafter in Paris und Kon- 
ſtantinopel, Baron v. Budberg und General Ignatteff, haben einen 
vlerwöchentlichen Urlaub erhalten, um ſich nach St. Petersburg zu 
begeben. 

Belgrad, 17. Dezember. Das veröffentlichte Budget welſt 
eine Geſammtausgabe im Betrage von 28,831,414 Piaſter und 
eine Geſammteinnahme von 28,879,000 Piafter nach. Die Re- 
gierung hat erklärt, den projektirten Eiſenbahnbau jedenfalls zu 
Stande bringen zu wollen. 


s Pommern, 

Stettin, 19. Dezember. In der Angelegenheit betreffend 
die Einverleibung der Stadt Grabow a. O. in den Gemeinde 
verband hiefiger Stadt, haben ſich die Stände des Randower Krei- 
ſes auf dem am 14. d. Mts. ſtattgehabten Kreistage bereit erklärt, 
von dem Tage ab, an welchem Grabow aus dem Randower 
Kreiſe aueſcheiden wird, auf das Recht zu verzichten, jene Stadt 
fernerwelt zu Beiträgen zu den Kreis-Kommunal-Abgaben des Krel⸗ 
ſes heranzuziehen. Anſprüche dagegen, welche dem lepteren bis 
zu jenem Tage zuſtehen, ſollen vollſtändig aufrecht erhalten 
werden. 

— In den Tagen vom 14. bis inkl. 18. d. M. wurden bier 
an Getreide eingeführt: 1314 Wſpl. 1 Schffl. Weizen, 521 
Wſpl. 20 Schffl. Noggen, 133 Wſpl. 12 Schffl. Gerſte, 58 
Wſpl. 4 Schffl. Hafer, 47 Wſpl. 5 Schffl. Erbſen, 29 Wſpl. 17 
Schffl. Kartoffeln. 

— Der mit feinem Fahrzeuge beim Sucrow'ſchen Speicher 
in Winterlage liegende Kabnſchiffer W. Schaller if feit dem 8. 
d. Mts. vom Kahne abweſend, bisher auch nirgend aufzufinden ge- 
weſen, ſo daß die Vermuthung nahe liegt, derſelbe ſei irgendwie 
verunglückt. 

— Ein bieſiger Kaufmann erfuhr unter der Hand, daß er 
von dem ſeit länger als Jahreefeiſt bel ihm beſchäftigten Arbeiter 
Ludwig Schmidt fortgeſetzt beſtohlen werde. Bel einer Haus- 
ſuchung wurde denn auch eine ganze Menge von Kolonial- und 
Materialwaaren vorgefunden, die Sch. geſtändlich feinem Prinzipal 
nach und nach entwendet hatte. — Aus einem Verkaufslokal in 
der Frauenſtraße if, muthmaßlich von zwei bisher nicht ermittelten 
Frauenzimmern, ein circa 20 Pfund Schweineſchmalz enthaltender 
Steintopf geſtohlen worden. 

— Der Ober⸗Bau-Jnſpektor Wernekingk zu Poſen, früher 
ratb e t wo 


ler in Stettin, if zum Meglterungs rnann „„«„ͤ*„b* 

— Bei der dies jährigen Volkszählung hat ih für die Stadt 
Grabow a. O. eine Seelenzahl von 6773 ergeben. 

Cammin, 18. Dezember. Die am 3. Dezember vorge- 
nommene Volkszählung hat hier 5217 Seelen ergeben, etwa 20 
bis 30 Seelen weniger als 1864. 

Bütow, 18. Dezember. Bei der am 3. d. M. bier ſtatt⸗ 
gehabten Volkszählung betrug die Einwohnerzahl Bütows 4708; 
die Bevölkerung bat feit drei Jahren um 291 zugenommen. 


Schißfsberichte. 

Swinemünde, 18. Dezember, Nachmittags. In See gegangen: Janet 
Duncan, Scott; Scottiſh Maid, Smith; Lord Clyde, Lyall; Petrel, Hun⸗ 
ter; Elizabeth, Munro; Georgine, Magnuſſen; Betty, v. Spreckelſen; Ca⸗ 
tharina, Campen; Pioneer, Tulloch; Marget, Kühn; Orion, Cordiner; 
Bröderne, Johanſen; Auguſte, Winkler. Wind: SW. Revier 1510 ,, 5 
Strom eingehend. Nebelig, Regenwetter, Dampfer nach Stettin nicht ab⸗ 
gegangen" i . i Inamamslit 

Hdrfen: Berichte. 7 

Stettin, 19. Dezember. Witterung: trübe. Temperatur IR 
Wind: SW. > 

Weizen flau und etwas niedriger, per 2125 Pfd. gelber inlän- 
diſcher 94—97 9% bez, bunter polniſcher 91—94 9% bez., ungariſcher 86 
bis 88 bez, feiner do. und mähriſcher 90— 92 4 bez., 83—Böpfb. 
gelber Dezember 93 % Br, Frühjahr 96½, 95%, Aa bez. u. Br. 

Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco nach Qualität 70—72 
e bez, beſſerer 73 —74 . bez, Dezember 73 ½ I Br., Frühjahr 
73 ½, ½ 34 bez., Br. u. Gd. 

Gerſte per 1750 Pfd. märkiſche 50 , 2% 4 bez. 5 

Hafer pr. 1300 Pfd. 33—35½ 9% bez., 47 — 50pfd. Frühjahr 86%, 


Br. 

Erbſen Ioco pr. 2250 Pfd. nach Qual. 64-67 bez., Frühjahr 
Futter- 68 , Gd. 

Mabst matter, loco 10%, % Br., Dezember 10 9% bez. u. Gd., 
Dezember⸗Jannar 10 Gd., April-Mai 10½, ½ 94 bez., 10½ Br. 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 2013, Is bez., 
Dezember und Dezember⸗Januar 20 % Gd., Frühj. 20 /, „ bez. 

e l e Weizen 93, Roggen 73½, Rüböl 10, 
Spiritus 20. 5 

Hamburg, 18. Dezember. Getreidemarkt. Sehr e Weizen 
pr. Dezember 5400 Pfd. netto 167 Bankothaler Br., 166 Gd. pr. Dezember 
Januar 165 Br., 164 Gd., pr. Frühjahr 168 Br., 167 Gd. desen pr. De⸗ 
zember 5000 Pfd. Brutto 137 Br., 136 Gd. pr. Dezember: Januar 135 
Br., 134 Gd., pr. Frühjahr 131 Br., 13014 Gd. Hafer ſehr ftille. Rübol 
loco feſt 22%, per Mai 23¾. Spiritus ohne Kauflluſt. Kaffee unver⸗ 
ändert. Zink geſchäftslos. — Regenwetter. 5 5 

Amiſterdam, 18. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
un verkäuflich. Ro gen 4 Fl. niedriger. Rüböl per Mai 367, pr. No 
vember⸗Dezember 3 4 f l 

London, 18. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Geſammt⸗ 
Zufuhren feit vergangenem Montag: Weizen 13,670, Gerſte 1780, Hafer 
32,130 Quarters. us 2 5 

Sehr ſchwacher Marktbeſuch. Weizen, Gerſte und Hafer ruhig bei un⸗ 
veränderten Preiſen. Talg 43. 


— — 


